
Fragen und Antworten

Da bei „Kammer vor Ort“ im Rahmen der Bezirksärzteversamm-
lung in Gänserndorf zu wenig Zeit für die vielen Fragen aus dem 
Publikum blieb, hat Dr. Max Wudy, Vizepräsident und Kuri-
enobmann der niedergelassenen Ärzte in der Ärztekammer für 
Niederösterreich, die Beantwortung der von Bezirksärztevertre-
ter Dr. Tödling per E-Mail übermittelten Fragen übernommen:

Wird es in naher Zukunft eine Digitalisierung des Mutter- bzw. Eltern- 
Kind-Passes zum Beispiel in Form einer „App” geben? Dies wäre in 
Anlehnung an das System des e-Impfpasses sowohl für Ärzt:innen als 
auch für Familien eine Erleichterung. Verknüpfungen mit Impf- und 
Perzentilendaten könnten angedacht werden.
Um den eEKP, den sogenannten elektronischen Eltern-Kind-
Pass ist es in den letzten Wochen und Monaten ruhig geworden. 
Die ÖÄK ist auf Bundesebene in den Prozess zwar formal ein-
gebunden, ein aktueller Stand über technische Lösungsansätze 
liegt allerdings nicht vor. Grundsätzlich ist bekannt, dass der 
Ministerrat eine Adaptierung der gesetzlichen e-Health-Regelun-
gen plant, womit unter anderem die Grundlagen für den Vollbe-
trieb des elektronischen Impfpasses unter Berücksichtigung der 
erforderlichen datenschutzrechtlichen Anpassungen geschaffen 
würden. 

Wieso lagen in den letzten Jahren die Kollektivvertragsverhandlungen 
der Ist-Löhne für nicht ärztliches Personal in den Ordinationen weit 
über den Abschlüssen der Honorarverhandlungen der Ärztekammer 
mit den SV-Trägern? Das würde im Grunde einen ausverhandelten 
wirtschaftlichen Nachteil durch die eigene Standesvertretung bedeuten. 
Als Grundlage einer Ist-Lohn-Erhöhung sollte nur eine bereits erzielte 
Erhöhung der SV-Honorare dienen und eine solche dürfte diese auch 
nicht übersteigen. „Wahlärzt:innen“ und deren Angestellte wären im 
Rahmen der Rückerstattung der Kassenhonorare indirekt auch an die-
ses System gekoppelt und damit betroffen.
Den Aussagen kann insgesamt betrachtet nicht zugestimmt wer-
den. Die kumulierten Steigerungen lagen im Zeitraum von 2015 
bis 2023 bei den Ärztehonoraren bei plus 34,7 Prozent und bei 
den Ist-Gehältern des nichtärztlichen Personals bei plus 23,6 
Prozent. Nur wenn das Jahr 2023 allein betrachtet wird, trifft die 
Aussage zu. in diesem Jahr wurden die Ist-Gehälter des nichtärzt-
lichen Personals mit 7,75 Prozent und somit stärker als die Ärzte-
honorare angehoben. Zudem werden die Ist-Gehälter erst seit 
2007 erhöht. In den Jahren 2007 bis 2022 war es immer umge-
kehrt, es wurden also die Ärztehonorare stärker angehoben.

Die Abstimmung der ÖÄK und der Landesärztekammern in ihren 
Themen scheinen nicht immer ganz nachvollziehbar. Aufgrund der 
Tatsache, dass die Kollegenschaft, gerade im Speckgürtel Wiens, oft mit 
Wiener und niederösterreichischer Ärztekammer berufsbedingt zu tun 
haben, kommt es immer wieder zu Unklarheiten. Als Beispiele seien 
die Empfehlung zur Änderung der Arbeitsstättenverordnung sowie der 
Antrag auf Aufhebung der unechten Umsatzsteuerbefreiung seitens der 
Wiener Ärztekammer erwähnt. Wieso formulieren einzelne Landesärz-
tekammern Vorschläge zur Abänderung von Bundesgesetzten, ohne die 
anderen Landeskammern bzw. die Bundeskammer zur involvieren? Sol-
che Vorstöße führen nur zu Verunsicherung und Planungsunsicherheit 
der Kammermitglieder.
Zu beiden Themenbereichen, „Empfehlung zur Änderung der 
Arbeitsstättenverordnung“ und „Aufhebung der unechten 
Umsatzsteuerbefreiung“, gibt es seitens der Ärztekammer für 
Niederösterreich keine Eingaben. Natürlich sollten Vorschläge 
von einzelnen Landesärztekammern, die thematisch die gesamte 
Ärzteschaft betreffen, bundeseinheitlich koordiniert werden. 

Im Rahmen der Systemumstellungen bzw. Erweiterungen für 
„Wahlärzt:innen“ im Zuge der Gesundheitsreform 2024 weiß bis dato 
noch kein großer Softwareanbieter über die Art der Bewerkstelligung 
der bis Juli 2024 geplanten Umsetzung Bescheid. Es fehlen seitens des 
Dachverbandes relevante Details der Übermittlungsstandards. Laut 
telefonischer Auskunft der Ärztekammer für Niederösterreich sei die 
Umsetzung der Maßnahmen in jedem Falle empfohlen. Die ökono-
mische Zumutbarkeit sei vom Ordinationsinhaber selbst, bei eigenem 
disziplinarrechtlichem Risiko, abzuwägen. Ein klares Auftreten der 
Bundesärztekammer und der Landesärztekammern wird vermisst, 
ebenso wie klare Empfehlungen für die Kostenträger:innen, nämlich 
die Ärzteschaft. Wird es diesbezüglich noch eine klare Empfehlung 
bzw. eine Stellungnahme, bundes- und landesweit, pro Ärzte - auch hin-
sichtlich der ökonomischen Erfordernisse bei der geplanten Umsetzung 
- seitens der Kammer geben?
Es fanden bereits Gespräche zwischen den Softwareherstellern 
und der SV zur Umsetzung von „WAHonline“ statt. Das Tool 
WAHonline existiert für ÖGK und SVS bereits seit mehreren 
Jahren. Etliche Softwarehersteller bieten dieses spezielle Produkt 
laut unserem Informationsstand an.
Wir haben die NÖ „Wahlärzt:innen“ in einem ausführlichen 
Rundschreiben frühzeitig informiert. 
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